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             D I G I T A L E  Ö F F E N T L I C H K E I T

Wo die Grenzen zwi-
schen Dokumentati-
on, öffentlichem In-

teresse und dem Schutz von 
Polizeibediensteten verlau-
fen, zeigt ein Blick auf die 
Rechtslage. Wo das Recht 
der Bürgerinnen und Bürger 
auf Dokumentation endet 
und wo der Schutz von 
Polizis tinnen und Polizisten 
beginnt, beschäftigt Behör-
den und Gerichte. 

Eine Verkehrskontrolle 
wird durchgeführt, eine An-
zeige aufgenommen oder ei-
ne angespannte Lage beru-
higt. Ein Passant nimmt sein 
Handy und filmt. Noch 
während die Amtshandlung 
läuft, wird das Video live 
ins Internet übertragen. Für 
viele Polizistinnen und Poli-
zisten bedeutet das einen 

Eingriff in ihre Privatsphäre 
und einen Kontrollverlust 
über das eigene Bild sowie 
die Verwendung ihrer per-
sonenbezogenen Daten. 

 
Filmen ist nicht gleich 

veröffentlichen. Das Anferti-
gen einer Aufnahme und de-
ren Veröffentlichung sind 
nicht dasselbe. Bürgerinnen 
und Bürger dürfen eine 
Amtshandlung filmen, solan-
ge sie den Einsatz nicht be-
hindern.  

Der Oberste Gerichtshof 
stellte 2019 klar, dass hoheit-
liche Amtshandlungen beob-
achtet und dokumentiert 
werden dürfen. Die Doku-
mentation staatlichen Han-
delns kann auch eine Kon-
troll- und Präventionsfunkti-
on erfüllen. Wer eine Amts-

handlung festhalten möchte, 
darf das. Anders verhält es 
sich bei der Veröffentlichung 
solcher Aufnahmen. Hier 
greifen rechtliche Schutzme-
chanismen. Das Recht am ei-
genen Bild gemäß § 78 Ur-
heberrechtsgesetz schützt 
Personen davor, dass Bild-
nisse veröffentlicht werden, 
wenn dadurch berechtigte In-
teressen verletzt werden.  

Ob eine Veröffentlichung 
zulässig ist, hängt stets von 
den Umständen des Einzel-
falls ab. Eine Rolle spielen 
dabei unter anderem der In-
formationswert der Aufnah-
me, die Erkennbarkeit der 
betroffenen Person sowie das 
öffentliche Interesse. Hinzu 
kommen datenschutzrechtli-
che Bestimmungen. Sind 
Polizis tinnen oder Polizisten 

auf Fotos oder Videos identi-
fizierbar, kann dies eine Ver-
arbeitung personenbezoge-
ner Daten darstellen. Auch 
die Datenschutzbehörde hat-
te sich bereits mit Fällen zu 
befassen, in denen Polizeibe-
dienstete in sozialen Medien 
namentlich genannt und ab-
gebildet wurden. 

 
Nicht jede Veröffentli-

chung ist rechtswidrig. Das 
Medienrecht berücksichtigt 
das öffentliche Interesse an 
der Berichterstattung über 
staatliches Handeln. Werden 
mögliche Missstände doku-
mentiert oder Fragen von 
öffentlicher Relevanz aufge-
zeigt, kann eine Veröffentli-
chung zulässig sein, auch 
wenn Polizeibedienstete er-
kennbar sind.  

Wenn das Smartphone mitfilmt 
 
Ob Verkehrskontrolle oder Großeinsatz: Polizeiliche Amtshandlungen werden heute häufig mit dem 
Smartphone dokumentiert und in sozialen Netzwerken veröffentlicht. Wo die rechtlichen Grenzen  

verlaufen, zeigt ein Blick auf die aktuelle Rechtslage.

Das Filmen und Fotografieren polizeilicher Amtshandlungen ist grundsätzlich zulässig, solange der Einsatz nicht behindert wird
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Die Grenze wird dort er-
reicht, wo die Aufnahme 
nicht der Information, son-
dern der Bloßstellung dient. 
Routinemäßige Amtshand-
lungen besitzen regelmäßig 
keinen besonderen Nach-
richtenwert. Werden Videos 
lediglich veröffentlicht, um 
einzelne Beamtinnen oder 
Beamte lächerlich zu ma-
chen oder an den Pranger zu 
stellen, überwiegen häufig 
deren schutzwürdige Inter-
essen. In solchen Fällen 
kann eine Unkenntlichma-
chung erforderlich sein.  

Für Aufsehen sorgte 
2025 ein Fall in Wien: Ein 
26-Jähriger veröffentlichte 
mehrere KI-manipulierte 
Videos einer Amtshandlung 
auf Tik-Tok. Darin wurden 
Polizisten verfremdet darge-
stellt und durch künstlich 
erzeugte Sequenzen lächer-
lich gemacht. Das Gericht 
wertete die Veröffentlichun-
gen als beleidigend; zusätz-
lich machten die betroffenen 
Beamten zivilrechtliche An-
sprüche geltend. 

 
Grenzen der Veröffentli-

chung. Das Recht zu filmen 

ist nicht grenzenlos. Sobald 
eine Aufnahme die Amts-
handlung beeinträchtigt, 
kann die Polizei einschrei-
ten. Wer Einsatzkräfte be-
hindert, Sicherheitsabstände 
missachtet oder durch sein 
Verhalten eine Situation ver-
schärft, überschreitet die 
zulässige Dokumentation. 
Gleiches gilt, wenn durch 
grelles Licht, aggressive 

Annäherung oder sonstige 
Einwirkungen die Durch-
führung der Amtshandlung 
erschwert wird. Sofern 
durch das Filmen oder Foto-
grafieren von Polizistinnen 
und Polizisten, durch die 
Dokumentation einer Amts-
handlung oder durch sonsti-
ge der oben genannten 
Handlungen die Privatsphäre 
unbeteiligter Dritter  in un-

zumutbarer Weise beein-
trächtigt wird, kommt gege-
benenfalls die Anwendung 
der Befugnisse nach § 38 
SPG in Betracht. Dies gilt 
insbesondere zum Schutz 
von Opfern strafbarer Hand-
lungen, aber auch für tatver-
dächtige Personen.  

 
Livestreams können be-

sondere Probleme verursa-
chen. Während das Auf-
zeichnen eine spätere Veröf-
fentlichung ermöglicht, wer-
den bei einer Live-Übertra-
gung Informationen unmit-
telbar verbreitet. Dadurch 
können laufende Maßnah-
men beeinträchtigt, sensible 
Informationen öffentlich ge-
macht oder Ermittlungen 
gefährdet werden. Werden 
dadurch polizeiliche Interes-
sen beeinträchtigt, kann ein 
Einschreiten der Sicher-
heitsbehörden erforderlich 
sein. 

 
Dienstalltag. Für Polizis -

tinnen und Polizisten bedeu-
tet die aktuelle Rechtslage, 
dass sie das Filmen von 
Amtshandlungen grundsätz-
lich hinnehmen müssen. 
Entscheidend ist ein profes-
sioneller Umgang mit sol-
chen Situationen. Filmende 
Personen sollten sachlich 
auf die Rechtslage hinge-
wiesen werden.  Bei mögli-
chen Rechtsverletzungen 
kann insbesondere die si-
cherheitspolizeiliche Maß-
nahme der Wegweisung ge-
setzt werden.  

 
Bodycams. Die Polizei 

begegnet dieser Entwicklung 
auch mit Bodycams. Mit ih-
nen werden Einsätze doku-
mentiert, was eine nachvoll-
ziehbare Beweisgrundlage 
für alle Beteiligten herstellt. 
Studien und praktische Er-
fahrungen zeigen zudem ei-
ne deeskalierende Wirkung. 
Oft genügt der Hinweis auf 
den Einsatz einer Bodycam, 
um Konfliktsituationen zu 
entschärfen. 

Rifat Büyükyorulmaz

 R E C H T  I M  D I G I T A L E N  R A U M

Filmen von 
Polizeieinsätzen  

• Filmen erlaubt – Amts-
handlungen dürfen 
grundsätzlich dokumentiert 
werden, solange der Ein-
satz nicht behindert wird. 
• Veröffentlichen nur ein-
geschränkt – Für die Ver-
öffentlichung gelten Bild-
nis- und Datenschutzbe-
stimmungen. 
• Öffentliches Interesse als 
Ausnahme – Berichterstat-
tung über Missstände kann 
zulässig sein. 
• Bloßstellung unzulässig – 
Reine Herabwürdigung 

oder Anprangerung ist 
rechtlich problematisch. 
• Livestreams sind beson-
ders sensibel – Sie können 
laufende Maßnahmen oder 
Ermittlungen beeinträchti-
gen. 
• KI-Manipulationen kön-
nen Folgen haben – ver-
fälschte Darstellungen 
können zivil- und straf-
rechtliche Konsequenzen 
im Sinne der Bloßstellung 
nach sich ziehen. 
• Professionell bleiben – 
Sachliche Kommunikation 
und rechtliche Dokumenta-
tion sind meist die beste 
Reaktion. 

K U R Z  U N D  K N A P P

Bodycams dokumentieren kritische Situationen, schaffen Rechtssicherheit und können durch  
ihre präventive Wirkung Eskalationen verhindern


